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SOZIALGERICHT 
MAINZ 

BESCHLUSS 

In dem Rechtsstreit  

Ali Ardromalli, Speyerer Schlag 9, 67547 Worms 

- Antragsteller - 

Prozessbevollmächtigte/r: Rechtsanwältin Katrin Knoblauch, Sandweg 9, 
60316 Frankfurt 

gegen 

Stadtverwaltung Worms, vertreten durch das, Amt für Soziales, Jugend und 
Wohnen, -Rathaus, Marktplatz 2, 67547 Worms 

- Antragsgegnerin - 

hat die 15. Kammer des Sozialgerichts Mainz am 6. August 2025 durch den Richter 
am Sozialgericht Dr. Czauderna beschlossen: 

1. Die Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anordnung dazu ver-
pflichten, dem Antragsteller ab dem 15.7.2025 vorbehaltlich einer Rück-
nahme- oder Aufhebungsentscheidung vorläufig Leistungen iHv 460 Euro 
monatlich zu gewähren. 
 

2. Die Antragsgegnerin erstattet dem Antragsteller seine notwendigen außer-
gerichtlichen Kosten.  
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Gründe 

I. 

Der Antragstellers begehrt, die Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anord-

nung zu verurteilen, ihm bis auf Weiteres Leistungen nach dem AsylbLG iHv 460 

Euro monatlich zu gewähren. 

Mit Bescheid vom 10.12.2024 bewilligte die Antragsgegnerin dem Antragsteller 

Leistungen nach Maßgabe von §§ 3, 3a AsylbLG. Für die Zeit vom 10.12.2024 bis 

zum 31.12.2024 wurden die Leistungen ausweislich des dem Bescheid beigefügten 

Berechnungsbogens auf "anteilsmäßig 337,33 Euro" beziffert. "Die Beträge für die 

Folgemonate [sollten] jeweils monatlich im Voraus […] ausgezahlt" werden. Hin-

sichtlich des weiteren Inhalts des Bescheids wird in entsprechender Anwendung 

von § 136 Abs 2 SGG auf die Verwaltungsakte der Antragsgegnerin Bezug genom-

men (vgl Bl 25 dVA). 

Etwaige Änderungs- oder Aufhebungsbescheide oder die Feststellung einer Leis-

tungsbeschränkung (vgl § 11 Abs 4 Nr 2 AsylbLG) sind ausweislich der Verwal-

tungsakte der Antragsgegnerin nicht ergangen. Gleichwohl wurden für die nachfol-

genden Kalendermonate jeweils unterschiedliche Beträge ausgezahlt (zuletzt 304 

Euro für 6/2025 und 308,70 Euro für 7/2025). 

Am 15.7.2025 hat der Antragsteller das Sozialgericht Mainz um einstweiligen 

Rechtsschutz ersucht. Er ist der Auffassung, dass ihm Leistungen im Umfang von 

460 Euro monatlich bewilligt worden seien. Eine Leistungskürzung sei nicht erfolgt 

und komme überdies materiell-rechtlich auch nicht in Betracht. Auf die Auszahlung 

dieses Betrags sei er zur Existenzsicherung auch dringend angewiesen.  

Der Antragsteller beantragt schriftsätzlich,  
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die Antragsgegnerin  im  Wege  der  einstweiligen  Anordnung  zu verpflichten,  

ihm ab Antragstellung für einen in das Ermessen des Gerichts gestellten Zeit-

raum vorläufig Leistungen nach §§ 3, 3a AsylbLG iHv 460 Euro monatlich zu 

gewähren. 

Die Antragsgegnerin beantragt schriftsätzlich,  

 den Antrag abzulehnen.  

Sie ist der Auffassung, dass weder ein Anordnungsanspruch noch ein Anordnungs-

grund glaubhaft gemacht worden seien.  

II. 

A. Der zulässige Antrag ist begründet. Gemessen an den von der sozialgerichtlichen 

Rechtsprechung zum einstweiligen Rechtsschutz herausgearbeiteten Grundsätzen 

(dazu unter 1) hat der Antrag in der Sache Erfolg. Der geltend gemachte Leistungs-

anspruch iHv 460 Euro monatlich folgt aus dem Bewilligungsbescheid vom 

10.12.2024 (dazu unter 2). Dieser Betrag ist dem Antragsteller deshalb - ungeachtet 

der Frage, ob die Bestandsschutzregelung des § 28 Abs 5 SGB XII im AsylbLG zur 

Anwendung gelangt - vorbehaltlich einer Rücknahme- oder Aufhebungsentschei-

dung der Antragsgegnerin zu gewähren (dazu unter 3).  

1. Eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand kann das Gericht 

der Hauptsache auf Antrag, der gemäß bereits vor Klageerhebung zulässig ist (vgl 

§ 86b Abs 3 SGG), treffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine Veränderung 

des bestehenden Zustands die Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers ver-

eitelt oder wesentlich  erschwert werden könnte (§  86b Abs 2 Satz  1  SGG). Einst-

weilige Anordnungen sind auch zur Regelung eines vorläufigen Zustands in Bezug 

auf ein streitiges Rechtsverhältnis zulässig, wenn eine solche Regelung zur Abwen-

dung wesentlicher Nachteile nötig erscheint (§ 86b Abs 2 Satz 2 SGG).  

Dazu sind gemäß § 86b Abs 2 Satz 4 SGG iVm § 920 Abs 2 ZPO sowohl der durch 

die Anordnung zu sichernde, im Hauptsacheverfahren geltend gemachte Anspruch 
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(sogenannter Anordnungsanspruch) als auch der Grund, weshalb die Anordnung 

ergehen und dieser Anspruch vorläufig bis zur Entscheidung der  Hauptsache gesi-

chert werden soll (sogenannter Anordnungsgrund), glaubhaft zu machen. Anord-

nungsanspruch und Anordnungsgrund stehen hierbei nicht isoliert nebeneinander. 

Vielmehr verhalten sie sich in einer Wechselbeziehung zueinander, in welcher die 

Anforderungen an den  Anordnungsanspruch mit zunehmender Eilbedürftigkeit bzw 

Schwere des drohenden Nachteils (des Anordnungsgrundes) zu verringern sind 

und umgekehrt.  

Dem Wesen und Zweck der einstweiligen Anordnung entsprechend kann das Ge-

richt grundsätzlich nur vorläufige Regelungen treffen und dem Antragsteller nicht 

schon in vollem Umfang das gewähren, was er im Hauptsacheverfahren erreichen  

kann. Die summarische Prüfung kann sich insbesondere bei schwierigen Fragen 

auch auf Rechtsfragenbeziehen, wobei dann die Interessen- und Folgenabwägung 

stärkeres Gewicht gewinnt. Wenn ohne die Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes 

schwere und unzumutbare, anders nicht abwendbare Beeinträchtigungen entste-

hen können, die durch das Hauptsacheverfahren nicht mehr beseitigt werden kön-

nen und wenn sich das Gericht in solchen Fällen an den Erfolgsaussichten der 

Hauptsache orientieren will, hat es die Sach- und Rechtslage abschließend zu prü-

fen. Ist dies nicht möglich, ist aufgrund einer Folgenabwägung zu entscheiden. Das 

Interesse an einer vorläufigen Regelung zur Sicherung der geltend gemachten 

Rechtsposition  darf hierbei umso weniger zurückgestellt werden, je schwerer die 

Belastungen des Betroffenen wiegen, die mit der Versagung vorläufigen Rechts-

schutzes verbunden sind. Art 19 Abs 4 GG verlangt auch bei Vornamesachen je-

denfalls dann vorläufigen Rechtsschutz, wenn ohne ihn schwere und unzumutbare, 

anders nicht abwendbare Nachteile entstünden, zu deren nachträglicher Beseiti-

gung die Entscheidung in der Hauptsache nicht mehr in der Lage wäre (stRspr, zB 

LSG Rheinland-Pfalz Beschluss vom 20.9.2017 - L 1 SO 142/17 B ER - juris RdNr 

2 mwN). 
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2. Danach war dem Antrag stattzugeben. Der Antragsteller hat sowohl einen Anord-

nungsanspruch (dazu unter a) als auch einen Anordnungsgrund (dazu unter b) hin-

reichend glaubhaft gemacht.   

a) Der Leistungsanspruch des Antragstellers folgt aus dem Bescheid vom 

10.12.2024. Die höchstrichterlich herausgearbeiteten Grundsätze zur Auslegung 

von Verwaltungsakten zugrunde gelegt (dazu unter aa), hat die Antragsgegnerin 

dem Antragsteller unbefristet Leistungen nach Maßgabe der §§ 3, 3a AsylbLG iHv 

bewilligt (dazu unter bb) und deren Höhe auf monatlich 460 Euro festgesetzt (dazu 

unter cc). 

aa) Die Auslegung von Verwaltungsakten erfolgt in entsprechender Anwendung der 

für die Auslegung von Willenserklärung maßgeblichen Grundsätze (§§ 133, 157 

BGB). Entscheidend ist, wie der Empfänger die Erklärung bei verständiger Würdi-

gung nach den Umständen des Einzelfalls objektiv verstehen muss. Abzustellen ist 

hierbei auf den Empfängerhorizont eines verständigen Beteiligten, der in Kenntnis 

der tatsächlichen Zusammenhänge den wirklichen Willen der Behörde erkennen 

kann (stRspr, zB BSG Urteil vom 23.3.2021 - B 8 SO 2/20 R - juris RdNr 10; BSG 

Urteil vom 26.5.2011 - B 14 AS 146/10 R - BSGE 108, 235 = SozR 4-4200 § 20 Nr 

13, RdNr 15 – jeweils mwN). Zur Auslegung des Regelungsgehalt des Verfügungs-

satzes kann ergänzend auf die Begründung des Bescheids einschließlich seiner 

Anlagen zurückgegriffen werden (stRspr, zB BSG Urteil vom 25.10.2017 - B 14 AS 

9/17 R - SozR 4-1300 § 45 Nr 19  RdNr 17 mwN). 

bb) Ein verständiger Empfänger konnte die mit Bescheid vom 10.12.2024 getroffene 

Regelung - namentlich die Bewilligung von Leistungen nach Maßgabe der §§ 3, 3a 

AsylbLG - nur so verstehen, dass diese bis auf Weiteres Geltung beanspruchen 

sollte. Eine Bestimmung oder Beschränkung des Bewilligungszeitraums erfolgte 

nicht ("ab"). Eine Konkretisierung des Leistungsanspruchs auf "anteilsmäßig 337,33 

Euro" erfolgte unter Hinweis auf den dem Bescheid beigefügten Berechnungsbogen 

zwar lediglich in Bezug auf den Kalendermonat 12/2024, jedoch wurde ausdrücklich 

darauf hingewiesen, dass "[d]ie Beträge für die Folgemonate […] jeweils im Voraus 
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[…] ausgezahlt [werden], solange sich [die] persönlichen und wirtschaftlichen Ver-

hältnisse [des Antragstellers] nicht geändert haben".  

Ein verständiger Beteiligter würde aus verfahrensökonomischen Gründen auch 

nicht erwarten, dass die Antragsgegnerin in dem hier betroffenen Bereich der Mas-

senverwaltung monatlich eine erneute vollständige Prüfung seiner Leistungsvoraus-

setzungen vornimmt (vgl zu diesem Aspekt ausführlicher LSG Sachsen-Anhalt Be-

schluss vom 18.12.2006 - L 8 B 24/06 AY ER – juris RdNr 32). Dies dürfte auch 

nicht der tatsächlichen Verwaltungspraxis entsprechen. 

Für eine unbefristete Leistungsgewährung in Form eines Dauerverwaltungsakts 

spricht schließlich auch der nachdrückliche Hinweis auf die Verpflichtung, Änderung 

der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse unverzüglich und unaufgefordert 

mitzuteilen (vgl § 48 Abs 1 Nr 2 und 3 SGB X).  

Unbeachtlich für die Auslegung der mit Bescheid vom 10.12.2024 getroffenen Re-

gelung ist der Umstand, dass der Antragsteller in den Folgemonaten einen Vordruck 

der Antragsgegnerin unterschieb, in dem es ua heißt "Ich beantrage die Weiterge-

währung von Sozialhilfe in Form von Asylbewerberleistungen […] für [den jeweiligen 

Folgemonat]". Denn entscheidend ist, wie der Empfänger die Erklärung zum Zeit-

punkt ihres Wirksamwerdens versteht (vgl §§ 37, 39 SGB X; insbesondere § 39 Abs 

1 Satz 2 SGB X).   

Dem von der Kammer gefundenen Auslegungsergebnis steht nicht entgegen, dass 

eine unbefristete Leistungsbewilligung nicht den Vorstellungen des historischen Ge-

setzgebers entsprechen dürfte. Das AsylbLG hat sich aus dem Bundessozialhilfe-

gesetz (BSHG) entwickelt, weshalb mangels abweichender Regelungen davon aus-

gegangen werden kann, dass an die "Strukturprinzipien" der Sozialhilfe angeknüpft 

werden sollte. Hierzu gehört die Auffassung, dass es sich auch bei laufenden Leis-

tungen um keine rentengleichen Dauerleistungen handele, diese vielmehr nur zeit-

abschnittsweise und ohne Dauerwirkung bewilligt würden. Diese gesetzliche Kon-

zeption schließt es jedoch nicht aus, dass im Einzelfall durch entsprechende For-
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mulierung des Bescheides ein Verwaltungsakt – der insoweit die Rechtslage zwi-

schen den Beteiligten auch für das Gericht verbindlich ausgestaltet – über Leis-

tungsbewilligungen als Dauerverwaltungsakt ergeht (LSG Sachsen-Anhalt Be-

schluss vom 18.12.2006 – L 8 B 24/06 AY ER – juris RdNr 31 mwN). 

cc) Die Höhe des Leistungsanspruchs hat die Antragsgegnerin auf monatlich 460 

Euro festgesetzt. Dies folgt aus dem "anteilsmäßig" bewilligten Leistungsbetrag für 

die Zeit vom 10.12.2024 bis zum 31.12.2024 iHv 337,33 Euro, der unter Bezug-

nahme auf den dem Bescheid als Anlage beigefügten Berechnungsbogen nachvoll-

ziehbar begründet wurde. Diesem Berechnungsbogen lässt sich zugleich unzwei-

felhaft entnehmen, dass die von der Antragsgegnerin berechneten Bedarfe sich auf 

einen Betrag von 460 Euro (je vollem Monat) beliefen.  

b) Der Antragsteller hat auch einen Anordnungsgrund glaubhaft gemacht. Vor dem 

Hintergrund, dass ein Anordnungsanspruch besteht und überdies existenzsi-

chernde Leistungen im Streit stehen, sind an die Glaubhaftmachung insoweit keine 

erhöhten Anforderungen zu stellen (zur Glaubhaftmachung eines Anordnungsgrun-

des für existenzsichernde Leistungen vgl ausführlicher Burkiczak in Schle-

gel/Voelzke, jurisPK-SGG, 2. Aufl, § 86b SGG RdNr 425-432). Es bestehen keine 

Zweifel daran, dass der Antragsteller auf die im Streit stehenden Leistungen zur 

Bestreitung seines Lebensunterhalts dringlich angewiesen ist.  

3. Ob die Antragsgegnerin berechtigt gewesen wäre, eine Leistungseinschränkung 

nach Maßgabe von § 1a AsylbLG festzustellen (vgl § 11 Abs 4 Nr 2 AsylbLG) und 

ob sie infolge der vermeintlich fehlenden Anwendbarkeit der Bestandsschutzrege-

lung des § 28 Abs 5 SGB XII im AsylbLG eine Reduzierung der Leistungen ab dem 

1.1.2025 vornehmen hätte können (derzeit in der Rechtsprechung kontrovers beur-

teilt), kann vorliegend dahinstehen. Denn nach dem zuvor Gesagten hätte dies vor-

liegend einer Rücknahme- oder Aufhebungsentscheidung bedurft, die bislang nicht 

erfolgt ist. Lediglich ergänzend weist die Kammer darauf hin, dass eine "konklu-

dente" Rücknahme oder Aufhebung durch die Auszahlung abweichender Beträge 
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nicht in Betracht kommt, wenn - wie hier - zuvor eine schriftliche unbefristete Leis-

tungsbewilligung erfolgt ist (actus conrarius-Theorie). Einer derartige Verwaltungs-

praxis hätte ferner zur Folge, dass es den Leistungsberechtigten erheblich er-

schwert werden würde, nachzuvollziehen, auf welcher Grundlage ihnen welcher Be-

trag bewilligt wurde (Art 19 Abs 4 GG). Der hier zu entscheidende Fall belegt dies 

eindrücklich. Der Auszahlungsbetrag variiert nahezu monatlich, ohne dass sich der 

Verwaltungsakte eine Begründung hierfür entnehmen ließe.  

B. Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 

SGG.  

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss findet die Beschwerde an das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz in 
Mainz statt. Die Beschwerde ist binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Beschlusses beim So-
zialgericht Mainz, Ernst-Ludwig-Platz 1, 55116 Mainz, schriftlich, in elektronischer Form oder münd-
lich zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. Die Beschwerdefrist ist auch 
gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der Monatsfrist bei dem Landessozialgericht Rheinland-
Pfalz, Ernst-Ludwig-Platz 1, 55116 Mainz, schriftlich, in elektronischer Form oder mündlich zur Nie-
derschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eingelegt wird. 

Schriftlich einzureichende Anträge und Erklärungen, die durch einen Rechtsanwalt, durch eine Be-
hörde oder durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zu Erfül-
lung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, sind als elekt-
ronisches Dokument zu übermitteln. Ist dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, 
bleibt die Übermittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig. Die vorübergehende Unmög-
lichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen; auf Anforde-
rung ist ein elektronisches Dokument nachzureichen. Gleiches gilt für die nach dem Sozialgerichts-
gesetz vertretungsberechtigten Personen, für die ein sicherer Übermittlungsweg nach § 65a Absatz 
4 Nummer 2 SGG zur Verfügung steht (§ 65d SGG). 
 
Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, das 
für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und von der verantwortenden Person qua-
lifiziert elektronisch signiert ist oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem 
sicheren Übermittlungsweg gem. § 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.  

 
Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur qualifizierten 
elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die technischen Rahmenbedingun-
gen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach 
(Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils gültigen Fassung. Über die Inter-
netseite des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz (www.lsgrp.justiz.rlp.de) können weitere Informa-
tionen über die Rechtsgrundlagen, Bearbeitungsvoraussetzungen und das Verfahren des elektroni-
schen Rechtsverkehrs abgerufen werden. 

 
(Dr. Czauderna) 
Richter am Sozialgericht 


